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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 24. (1) bis (7)… 

(8) Die für Einbau und Prüfung des digitalen Kontrollgerätes erforderlichen 
Werkstattkarten sind von den ermächtigten Stellen für die geeigneten Personen 
beim Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie unter Anschluss 
des Feststellungsbescheides des Landeshauptmannes gemäß Abs. 7 zu 
beantragen. In diesem Verfahren hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie die unter Randnummer 175 des Anhangs I B der Verordnung 
(EU) Nr. 165/2014 vorgesehenen personenbezogenen Daten 
automationsunterstützt zu erfassen und über eine gesicherte Datenverbindung an 
das zentrale Register für Kontrollgerätekarten (§ 102b) weiterzuleiten. Für die 
Ausstellung der Werkstattkarte ist ein Kostenersatz an den Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie zu entrichten. Sind die Voraussetzungen 
erfüllt, so erteilt der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie im 
Wege der Bundesrechenzentrum GmbH den Auftrag zur Ausstellung der 
Werkstattkarte. Die zur Erlangung der Werkstattkarte erforderlichen schriftlichen 
Eingaben und die Ausstellung der Werkstattkarte sind von Stempelgebühren und 
Verwaltungsabgaben befreit. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie hat durch Verordnung die Höhe des Kostenersatzes festzulegen. 
Werkstattkarten sind auf Antrag der jeweils zuständigen Stelle vom 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie auch für die geeigneten 
Personen in den Landesprüfstellen und in der Bundesanstalt für Verkehr 
auszustellen. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
den jeweils zuständigen Landeshauptmann über die Ausstellung von 
Werkstattkarten unverzüglich zu informieren. 

(9) bis (11)… 

§ 24. (1) bis (7)… 

(8) Die für Einbau und Prüfung des digitalen Kontrollgerätes erforderlichen 
Werkstattkarten sind von den ermächtigten Stellen für die geeigneten Personen 
beim Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie unter Anschluss 
des Feststellungsbescheides des Landeshauptmannes gemäß Abs. 7 zu 
beantragen. In diesem Verfahren hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie die unter Randnummer 175 des Anhangs I B der Verordnung 
(EU) Nr. 165/2014 vorgesehenen personenbezogenen Daten 
automationsunterstützt zu erfassen und über eine gesicherte Datenverbindung an 
das zentrale Register für Kontrollgerätekarten (§ 102b) weiterzuleiten. Für die 
Ausstellung der Werkstattkarte ist ein Kostenersatz an den Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie zu entrichten. Sind die Voraussetzungen 
erfüllt, so erteilt der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie im 
Wege der Bundesrechenzentrum GmbH den Auftrag zur Ausstellung der 
Werkstattkarte. Die zur Erlangung der Werkstattkarte erforderlichen schriftlichen 
Eingaben und die Ausstellung der Werkstattkarte sind von Stempelgebühren und 
Verwaltungsabgaben befreit. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie hat durch Verordnung die Höhe des Kostenersatzes festzulegen. 
Werkstattkarten sind auf Antrag der jeweils zuständigen Stelle vom 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie auch für die geeigneten 
Personen in den Landesprüfstellen auszustellen. Der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie hat den jeweils zuständigen Landeshauptmann über 
die Ausstellung von Werkstattkarten unverzüglich zu informieren. 

(9) bis (11)… 

§ 28b. (1) bis (1a)… 

(2) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat das 
Recht, nach Anzeige einer Erteilung oder Änderung einer EG-Betriebserlaubnis, 

§ 28b. (1) bis (1a)… 

(2) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat das 
Recht, nach Anzeige einer Erteilung oder Änderung einer EG-Betriebserlaubnis, 

 1. die Vorlage des EG-Betriebserlaubnisbogens einschließlich aller 
Anlagen zu verlangen, wenn dieser nicht oder unvollständig vom 
Mitgliedstaat, der die Genehmigung erteilt hat, an den Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie übermittelt wurde, 

 1. die Vorlage des EG-Betriebserlaubnisbogens einschließlich aller 
Anlagen zu verlangen, wenn dieser nicht oder unvollständig vom 
Mitgliedstaat, der die Genehmigung erteilt hat, an den Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie übermittelt wurde, 
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 2. die Vollständigkeit und Richtigkeit der erstellten Musterdatensätze von 
Genehmigungsdaten zu überprüfen und gegebenenfalls die Eingabe von 
Genehmigungsdaten zu untersagen, bis sichergestellt ist, dass die 
eingegebenen Daten fehlerfrei sind; werden Fehler in den 
Musterdatensätzen von Genehmigungsdaten festgestellt, ist der beim 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie angefallene 
Aufwand nach Maßgabe des im § 131 Abs. 6 genannten Tarifes vom 
gemäß Abs. 1 zweiter Satz zur Anzeige Verpflichteten zu ersetzen, 

 2. die Vollständigkeit und Richtigkeit der erstellten Musterdatensätze von 
Genehmigungsdaten zu überprüfen und gegebenenfalls die Eingabe von 
Genehmigungsdaten zu untersagen, bis sichergestellt ist, dass die 
eingegebenen Daten fehlerfrei sind; werden Fehler in den 
Musterdatensätzen von Genehmigungsdaten festgestellt, ist der beim 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie angefallene 
Aufwand nach einem durch Verordnung festgesetzten Tarif vom gemäß 
Abs. 1 zweiter Satz zur Anzeige Verpflichteten zu ersetzen, 

 3. den Staat, der die Genehmigung erteilt hat, zu ersuchen, stichprobenartig 
einzelne Fahrzeuge zu überprüfen oder einzelne Fahrzeuge der 
betreffenden Type stichprobenartig auf deren Übereinstimmung mit den 
Daten in den Musterdatensätzen zu untersuchen. 

(3) bis (4)… 

 3. den Staat, der die Genehmigung erteilt hat, zu ersuchen, stichprobenartig 
einzelne Fahrzeuge zu überprüfen oder einzelne Fahrzeuge der 
betreffenden Type stichprobenartig auf deren Übereinstimmung mit den 
Daten in den Musterdatensätzen zu untersuchen. 

(3) bis (4)… 

§ 28b. (5) Wurde eine EG-Betriebserlaubnis von einem anderen 
Mitgliedstaat dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
übermittelt und hat der Inhaber der EG-Betriebserlaubnis keinen gemäß § 29 
Abs. 2 in Österreich Bevollmächtigten oder kommt der Inhaber der EG-
Betriebserlaubnis oder der gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigte den 
Verpflichtungen des Abs. 1 hinsichtlich der Eingabe der Genehmigungsdaten in 
die Genehmigungsdatenbank nicht unverzüglich nach, hat der örtlich zuständige 
Landeshauptmann auf Antrag des rechtmäßigen Besitzers eines mit einer gültigen 
Übereinstimmungsbescheinigung versehenen Fahrzeuges, das in Österreich 
zugelassen werden soll, die Genehmigungsdaten in die Genehmigungsdatenbank 
einzugeben. Dies gilt auch für andere Fahrzeuge dieser Type, die in Österreich 
zugelassen werden sollen und für die eine Übereinstimmungsbescheinigung 
ausgestellt wurde und die bereits im Ausland zugelassen waren. Das ist in den 
Genehmigungsdaten samt Angabe des Datums der erstmaligen Zulassung 
entsprechend zu vermerken. Ist bei einem der wiederkehrenden Begutachtung 
unterliegenden Fahrzeug bereits eine Begutachtung fällig geworden, dürfen 
Genehmigungsdaten erst nach Vorliegen eines positiven Gutachtens gemäß § 57a 
angelegt werden. Dieses Gutachten kann durch den Nachweis eines positiven 
Ergebnisses einer technischen Untersuchung im Sinne der Richtlinie 2009/40/EG 
ersetzt werden, sofern keine weitere Begutachtung gemäß § 57a fällig geworden 
ist. Wurde das Fahrzeug bereits im Ausland zugelassen und die 
Übereinstimmungsbescheinigung eingezogen, ersetzt eine 
Zulassungsbescheinigung im Sinne der Richtlinie 1999/37/EG, in der Fassung der 

§ 28b. (5) Wurde eine EG-Betriebserlaubnis von einem anderen 
Mitgliedstaat dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
übermittelt und hat der Inhaber der EG-Betriebserlaubnis keinen gemäß § 29 
Abs. 2 in Österreich Bevollmächtigten oder kommt der Inhaber der EG-
Betriebserlaubnis oder der gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigte den 
Verpflichtungen des Abs. 1 hinsichtlich der Eingabe der Genehmigungsdaten in 
die Genehmigungsdatenbank nicht unverzüglich nach, hat der örtlich zuständige 
Landeshauptmann auf Antrag des rechtmäßigen Besitzers eines mit einer gültigen 
Übereinstimmungsbescheinigung versehenen Fahrzeuges, das in Österreich 
zugelassen werden soll, die Genehmigungsdaten in die Genehmigungsdatenbank 
einzugeben. Dies gilt auch für andere Fahrzeuge dieser Type, die in Österreich 
zugelassen werden sollen und für die eine Übereinstimmungsbescheinigung 
ausgestellt wurde und die bereits im Ausland zugelassen waren. Das ist in den 
Genehmigungsdaten samt Angabe des Datums der erstmaligen Zulassung 
entsprechend zu vermerken. Ist bei einem der wiederkehrenden Begutachtung 
unterliegenden Fahrzeug bereits eine Begutachtung fällig geworden, dürfen 
Genehmigungsdaten erst nach Vorliegen eines positiven Gutachtens gemäß § 57a 
angelegt werden. Dieses Gutachten kann durch den Nachweis eines positiven 
Ergebnisses einer technischen Untersuchung im Sinne der Richtlinie 2009/40/EG 
ersetzt werden, sofern keine weitere Begutachtung gemäß § 57a fällig geworden 
ist. Wurde das Fahrzeug bereits im Ausland zugelassen und die 
Übereinstimmungsbescheinigung eingezogen, ersetzt eine 
Zulassungsbescheinigung im Sinne der Richtlinie 1999/37/EG, in der Fassung der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Richtlinie 2003/127/EG, die Übereinstimmungsbescheinigung. In diesem Fall ist 
nach Eingabe der Genehmigungsdaten ein Datenauszug aus der 
Genehmigungsdatenbank herzustellen und dem Antragsteller zu übergeben. Der 
für die Eingabe der Daten anfallende Aufwand ist dem Landeshauptmann nach 
Maßgabe des im § 131 Abs. 6 genannten Tarifes vom Antragsteller zu ersetzen. 
Der Abbruch des Verfahrens der Eintragung der Genehmigungsdaten 
einschließlich der Umstände ist gegebenenfalls in der Genehmigungsdatenbank 
zu vermerken. 

(5a)… 

Richtlinie 2003/127/EG, die Übereinstimmungsbescheinigung. In diesem Fall ist 
nach Eingabe der Genehmigungsdaten ein Datenauszug aus der 
Genehmigungsdatenbank herzustellen und dem Antragsteller zu übergeben. Der 
für die Eingabe der Daten anfallende Aufwand ist dem Landeshauptmann nach 
einem durch Verordnung festgesetzten Tarif vom Antragsteller zu ersetzen. Der 
Abbruch des Verfahrens der Eintragung der Genehmigungsdaten einschließlich 
der Umstände ist gegebenenfalls in der Genehmigungsdatenbank zu vermerken. 

(5a)… 

§ 28b. (5b) Die Genehmigungsdaten oder Typendaten von Fahrzeugen mit 
einer von einem anderen Mitgliedstaat erteilten EG-Betriebserlaubnis, für die eine 
gültige Übereinstimmungsbescheinigung vorliegt, dürfen neben den im Abs. 5 
beschriebenen Fällen auf Antrag einer Person, die 

§ 28b. (5b) Die Genehmigungsdaten oder Typendaten von Fahrzeugen mit 
einer von einem anderen Mitgliedstaat erteilten EG-Betriebserlaubnis, für die eine 
gültige Übereinstimmungsbescheinigung vorliegt, dürfen neben den im Abs. 5 
beschriebenen Fällen auf Antrag einer Person, die 

 1. hiefür ein dringendes wirtschaftliches Interesse glaubhaft macht und  1. hiefür ein dringendes wirtschaftliches Interesse glaubhaft macht und 

 2. den Nachweis erbringt, dass sie in die beim Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft geführten 
Register der Hersteller oder Eigenimporteure von Fahrzeugen und 
Batterien eingetragen ist, 

 2. den Nachweis erbringt, dass sie in die beim Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft geführten 
Register der Hersteller oder Eigenimporteure von Fahrzeugen und 
Batterien eingetragen ist, 

nach Prüfung der Gültigkeit der Übereinstimmungsbescheinigung durch den 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie auch durch 
Dienstleister, die im Auftrag von zwei oder mehreren Herstellern oder deren 
Bevollmächtigten die Eingabe der Daten in die Genehmigungsdatenbank 
vornehmen, unter Beachtung der Vorgaben des Abs. 5 Sätze drei bis acht in die 
Genehmigungsdatenbank eingetragen werden oder nach Maßgabe des § 30a 
Abs. 5 von der Bundesanstalt für Verkehr Typendaten in die 
Genehmigungsdatenbank eingegeben werden. Der aus der Prüfung der Gültigkeit 
der Übereinstimmungsbescheinigung dem Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie entstehende Aufwand ist nach Maßgabe des in § 131 
Abs. 6 genannten Tarifes vom Antragsteller zu ersetzen. 

(6)… 

nach Prüfung der Gültigkeit der Übereinstimmungsbescheinigung durch den 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie auch durch 
Dienstleister, die im Auftrag von zwei oder mehreren Herstellern oder deren 
Bevollmächtigten die Eingabe der Daten in die Genehmigungsdatenbank 
vornehmen, unter Beachtung der Vorgaben des Abs. 5 Sätze drei bis acht in die 
Genehmigungsdatenbank eingetragen werden oder nach Maßgabe des § 30a 
Abs. 5 vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie Typendaten 
in die Genehmigungsdatenbank eingegeben werden. Der aus der Prüfung der 
Gültigkeit der Übereinstimmungsbescheinigung dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie entstehende Aufwand ist nach einem durch 
Verordnung festgesetzten Tarif vom Antragsteller zu ersetzen. 

(6)… 

§ 28d. (1) bis (5)… 

(6) Das in Abs. 5 beschriebene Verfahren gilt auch, wenn ein 
Fahrzeuginhaber die Anerkennung der nationalen Kleinserien-Typgenehmigung 
seines Fahrzeuges in Österreich beantragt oder wenn ein Fahrzeug auf Grundlage 

§ 28d. (1) bis (5)… 

(6) Das in Abs. 5 beschriebene Verfahren gilt auch, wenn ein 
Fahrzeuginhaber die Anerkennung der nationalen Kleinserien-Typgenehmigung 
seines Fahrzeuges in Österreich beantragt oder wenn ein Fahrzeug auf Grundlage 

301/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

3 von 14

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  4 von 14 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einer nationalen Kleinserien-Typgenehmigung bereits in einem anderen 
Mitgliedstaat zugelassen war und in Österreich zugelassen werden soll. Im Falle 
einer Anerkennung sind die Genehmigungsdaten vom zuständigen 
Landeshauptmann einzugeben. Der Aufwand ist dem Landeshauptmann nach 
Maßgabe des § 131 Abs. 6 zu vergüten. Nach Eingabe der Daten in die 
Genehmigungsdatenbank ist ein Datenauszug aus der Genehmigungsdatenbank 
herzustellen und dem Antragsteller zu übergeben. 

einer nationalen Kleinserien-Typgenehmigung bereits in einem anderen 
Mitgliedstaat zugelassen war und in Österreich zugelassen werden soll. Im Falle 
einer Anerkennung sind die Genehmigungsdaten vom zuständigen 
Landeshauptmann einzugeben. Der Aufwand ist dem Landeshauptmann nach 
einem durch Verordnung festgesetzten Tarif zu vergüten. Nach Eingabe der Daten 
in die Genehmigungsdatenbank ist ein Datenauszug aus der 
Genehmigungsdatenbank herzustellen und dem Antragsteller zu übergeben. 

§ 29. (1) bis (3)… 

(4) Die Sachverständigen haben ihre Gutachten (Abs. 3) auf Grund einer 
Prüfung, der Typenprüfung, abzugeben. Die für die Vornahme der Typenprüfung 
erforderlichen Einrichtungen sind vom Antragsteller zur Verfügung zu stellen. 
Davon kann dann abgesehen werden, wenn die Typenprüfung in der 
Bundesanstalt für Verkehr oder in einer Landesprüfstelle durchgeführt wird und 
der Umfang der erforderlichen Einrichtungen nicht den des § 57a Abs. 2 
überschreitet. Das Ergebnis der Typenprüfung ist in einem Gutachten 
festzuhalten, das sich auf die Typenbeschreibung der Type bezieht. 

(5) bis (8)… 

§ 29. (1) bis (3)… 

(4) Die Sachverständigen haben ihre Gutachten (Abs. 3) auf Grund einer 
Prüfung, der Typenprüfung, abzugeben. Die für die Vornahme der Typenprüfung 
erforderlichen Einrichtungen sind vom Antragsteller zur Verfügung zu stellen. 
Davon kann dann abgesehen werden, wenn die Typenprüfung vom 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie oder in einer 
Landesprüfstelle durchgeführt wird und der Umfang der erforderlichen 
Einrichtungen nicht den des § 57a Abs. 2 überschreitet. Das Ergebnis der 
Typenprüfung ist in einem Gutachten festzuhalten, das sich auf die 
Typenbeschreibung der Type bezieht. 

(5) bis (8)… 

§ 30a. (1) bis (4)… 

(4a) Der Erzeuger des Fahrzeuges oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 
Bevollmächtigter hat weiters auf Antrag die Genehmigungsdaten von 
Fahrzeugen, die 

§ 30a. (1) bis (4)… 

(4a) Der Erzeuger des Fahrzeuges oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 
Bevollmächtigter hat weiters auf Antrag die Genehmigungsdaten von 
Fahrzeugen, die 

 1. einer genehmigten Type angehören,  1. einer genehmigten Type angehören, 

 2. schon ein Mal in Österreich zugelassen waren, zwischenzeitig in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat zugelassen wurden und deren Typenschein 
von den Behörden im anderen EU-Mitgliedstaat eingezogen oder 
entwertet wurde und die nunmehr wieder in Österreich zugelassen 
werden sollen und 

 2. schon ein Mal in Österreich zugelassen waren, zwischenzeitig in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat zugelassen wurden und deren Typenschein 
von den Behörden im anderen EU-Mitgliedstaat eingezogen oder 
entwertet wurde und die nunmehr wieder in Österreich zugelassen 
werden sollen und 

 3. deren Genehmigungsdaten nicht in der Genehmigungsdatenbank 
enthalten sind, 

 3. deren Genehmigungsdaten nicht in der Genehmigungsdatenbank 
enthalten sind, 

in die Genehmigungsdatenbank einzugeben, wenn eine Zulassungsbescheinigung 
im Sinne der Richtlinie 1999/37/EG, in der Fassung der Richtlinie 2003/127/EG 
aus einem anderen Mitgliedstaat vorgelegt wird. Sind die Genehmigungsdaten 
des Fahrzeuges bereits in der Genehmigungsdatenbank enthalten, hat der 

in die Genehmigungsdatenbank einzugeben, wenn eine Zulassungsbescheinigung 
im Sinne der Richtlinie 1999/37/EG, in der Fassung der Richtlinie 2003/127/EG 
aus einem anderen Mitgliedstaat vorgelegt wird. Sind die Genehmigungsdaten 
des Fahrzeuges bereits in der Genehmigungsdatenbank enthalten, hat der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Erzeuger des Fahrzeuges oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigter die 
sich aus der Zulassung im anderen Mitgliedstaat ergebenden Änderungen im 
Genehmigungsdatensatz des Fahrzeuges in die Genehmigungsdatenbank 
einzutragen. Ist der Erzeuger oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigter 
nicht ermächtigt oder vorübergehend nicht in der Lage, Daten in die 
Genehmigungsdatenbank einzugeben oder wurde die erstmalige Zulassung in 
Österreich auf Grundlage von Typendaten vorgenommen, sind die entsprechend 
geänderten Daten vom zuständigen Landeshauptmann einzugeben. Der Aufwand 
ist dem Landeshauptmann nach Maßgabe des § 131 Abs. 6 zu vergüten. Nach 
Eingabe der Daten in die Genehmigungsdatenbank ist ein Datenauszug aus der 
Genehmigungsdatenbank herzustellen und dem Antragsteller zu übergeben. 

Erzeuger des Fahrzeuges oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigter die 
sich aus der Zulassung im anderen Mitgliedstaat ergebenden Änderungen im 
Genehmigungsdatensatz des Fahrzeuges in die Genehmigungsdatenbank 
einzutragen. Ist der Erzeuger oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigter 
nicht ermächtigt oder vorübergehend nicht in der Lage, Daten in die 
Genehmigungsdatenbank einzugeben oder wurde die erstmalige Zulassung in 
Österreich auf Grundlage von Typendaten vorgenommen, sind die entsprechend 
geänderten Daten vom zuständigen Landeshauptmann einzugeben. Der Aufwand 
ist dem Landeshauptmann nach einem durch Verordnung festgesetzten Tarif zu 
vergüten. Nach Eingabe der Daten in die Genehmigungsdatenbank ist ein 
Datenauszug aus der Genehmigungsdatenbank herzustellen und dem 
Antragsteller zu übergeben. 

§ 30a. (5) Bei geringer Stückzahl in Österreich in den Handel gebrachter 
Fahrzeuge können vom Hersteller oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 
Bevollmächtigten anstelle der Genehmigungsdaten Typendaten in die Datenbank 
eingegeben werden. Für die Eingabe der Typendaten gelten dieselben 
Bestimmungen wie für die Eingabe der Genehmigungsdaten. In begründeten 
Ausnahmefällen wie geringer Stückzahl in Österreich in den Handel gebrachter 
Fahrzeuge oder geringer Anzahl an verschiedenen Ausführungen innerhalb einer 
Type können der Erzeuger des Fahrzeuges oder Fahrgestells oder sein gemäß 
§ 29 Abs. 2 Bevollmächtigter eine Vereinbarung mit der Bundesanstalt für 
Verkehr treffen, dass die Typendaten von der Bundesanstalt für Verkehr in die 
Genehmigungsdatenbank eingegeben werden. Der Aufwand der Bundesanstalt 
für Verkehr ist nach Maßgabe der Bestimmungen des § 131 Abs. 5 und Abs. 6 zu 
vergüten. 

(6)… 

§ 30a. (5) Bei geringer Stückzahl in Österreich in den Handel gebrachter 
Fahrzeuge können vom Hersteller oder dessen gemäß § 29 Abs. 2 
Bevollmächtigten anstelle der Genehmigungsdaten Typendaten in die Datenbank 
eingegeben werden. Für die Eingabe der Typendaten gelten dieselben 
Bestimmungen wie für die Eingabe der Genehmigungsdaten. In begründeten 
Ausnahmefällen wie geringer Stückzahl in Österreich in den Handel gebrachter 
Fahrzeuge oder geringer Anzahl an verschiedenen Ausführungen innerhalb einer 
Type können der Erzeuger des Fahrzeuges oder Fahrgestells oder sein gemäß 
§ 29 Abs. 2 Bevollmächtigter eine Vereinbarung mit dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie treffen, dass die Typendaten von der 
Bundesanstalt für Verkehr in die Genehmigungsdatenbank eingegeben werden. 
Der Aufwand des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie ist 
nach einem durch Verordnung festgesetzten Tarif zu vergüten. 

(6)… 

§ 30a. (7) Die Typendaten und Genehmigungsdaten können in begründeten 
Fällen bis zur Zulassung des Fahrzeuges durch die Stelle, die sie eingegeben hat, 
abgeändert werden. Die Sperre gegen Abänderung ist dieser Stelle ohne 
unnötigen Aufschub elektronisch mitzuteilen, wenn dies in der 
Genehmigungsdatenbank vermerkt ist. Bei zugelassenen Fahrzeugen dürfen 
fehlerhafte Genehmigungsdaten nur auf Antrag und vom örtlich zuständigen 
Landeshauptmann abgeändert werden. Der dabei anfallende Aufwand ist dem 
Landeshauptmann nach Maßgabe des im § 131 Abs. 6 genannten Tarifes vom 
Antragsteller zu ersetzen. Zulassungsstellen sind nicht berechtigt, die 
Fahrzeugdaten in der Genehmigungsdatenbank zu ändern. 

§ 30a. (7) Die Typendaten und Genehmigungsdaten können in begründeten 
Fällen bis zur Zulassung des Fahrzeuges durch die Stelle, die sie eingegeben hat, 
abgeändert werden. Die Sperre gegen Abänderung ist dieser Stelle ohne 
unnötigen Aufschub elektronisch mitzuteilen, wenn dies in der 
Genehmigungsdatenbank vermerkt ist. Bei zugelassenen Fahrzeugen dürfen 
fehlerhafte Genehmigungsdaten nur auf Antrag und vom örtlich zuständigen 
Landeshauptmann abgeändert werden. Der dabei anfallende Aufwand ist dem 
Landeshauptmann nach einem durch Verordnung festgesetzten Tarif vom 
Antragsteller zu ersetzen. Zulassungsstellen sind nicht berechtigt, die 
Fahrzeugdaten in der Genehmigungsdatenbank zu ändern. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(8)… (8)… 

§ 30a. (8a) Die Eingabe der Genehmigungs- oder Typendaten in die 
Genehmigungsdatenbank darf erst dann erfolgen, wenn dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie die Erteilung und jede aktuelle Änderung 
einer EG-Betriebserlaubnis (§ 28b Abs. 1) oder einer nationalen Kleinserien-
Typgenehmigung unter Angabe der Genehmigungsnummer angezeigt worden ist 
und diese Genehmigungsnummer in der Genehmigungsdatenbank vom 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie freigegeben wurde. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann vor der Freigabe 
der Genehmigungsnummer in der Genehmigungsdatenbank die Vorlage einer 
gültigen Übereinstimmungsbescheinigung verlangen. Ist diese 
Übereinstimmungsbescheinigung oder diese EG-Betriebserlaubnis ungültig oder 
wurde die Anerkennung einer nationalen Kleinserien-Typgenehmigung 
abgelehnt, kann der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
eine Sperre für diese Genehmigungsnummer in der Genehmigungsdatenbank 
eintragen. Diese Sperre ist auf Antrag wieder aufzuheben, wenn die Gründe für 
die Sperre weg gefallen sind und sichergestellt ist, dass die in die 
Genehmigungsdatenbank eingegebenen Genehmigungsdaten oder Typendaten 
richtig sind. Eine Liste der freigegebenen oder gesperrten 
Genehmigungsnummern ist auf der Homepage der Bundesanstalt für Verkehr zu 
veröffentlichen. 

(9) bis (10)… 

§ 30a. (8a) Die Eingabe der Genehmigungs- oder Typendaten in die 
Genehmigungsdatenbank darf erst dann erfolgen, wenn dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie die Erteilung und jede aktuelle Änderung 
einer EG-Betriebserlaubnis (§ 28b Abs. 1) oder einer nationalen Kleinserien-
Typgenehmigung unter Angabe der Genehmigungsnummer angezeigt worden ist 
und diese Genehmigungsnummer in der Genehmigungsdatenbank vom 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie freigegeben wurde. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann vor der Freigabe 
der Genehmigungsnummer in der Genehmigungsdatenbank die Vorlage einer 
gültigen Übereinstimmungsbescheinigung verlangen. Ist diese 
Übereinstimmungsbescheinigung oder diese EG-Betriebserlaubnis ungültig oder 
wurde die Anerkennung einer nationalen Kleinserien-Typgenehmigung 
abgelehnt, kann der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
eine Sperre für diese Genehmigungsnummer in der Genehmigungsdatenbank 
eintragen. Diese Sperre ist auf Antrag wieder aufzuheben, wenn die Gründe für 
die Sperre weg gefallen sind und sichergestellt ist, dass die in die 
Genehmigungsdatenbank eingegebenen Genehmigungsdaten oder Typendaten 
richtig sind. Eine Liste der freigegebenen oder gesperrten 
Genehmigungsnummern ist auf der Homepage des Bundesministeriums für 
Verkehr, Innovation und Technologie zu veröffentlichen. 

(9) bis (10)… 

§ 30a. (11) Durch Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation 
und Technologie sind die näheren Bestimmungen hinsichtlich der Form der 
Dateneingabe in die Datenbank, der erforderlichen Datenformate, der 
Speicherung von Verfahrensdaten sowie des Qualitätssicherungssystems und der 
Häufigkeit der Prüfungen der übergebenen Daten festzusetzen. 

§ 30a. (11) Durch Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation 
und Technologie sind die näheren Bestimmungen hinsichtlich der Form der 
Dateneingabe in die Datenbank, der erforderlichen Datenformate, der 
Speicherung von Verfahrensdaten sowie des Qualitätssicherungssystems und der 
Häufigkeit der Prüfungen der übergebenen Daten festzusetzen. Weiters ist durch 
Verordnung ein Tarif für die Durchführung von Prüfungen und Eingabe von 
Daten in die Genehmigungsdatenbank durch den Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie oder den Landeshauptmann unter Bedachtnahme auf 
den damit verbundenen Aufwand festzusetzen. 

§ 31a. (1) bis (7)… 

(8) Wenn der Landeshauptmann selbst Prüfungen nach Rechtsakten der EU 
oder durch Verordnung erlassenen alternativen Vorschriften durchführt, so ist 
ihm der dafür anfallende Aufwand nach Maßgabe des in § 131 Abs. 6 genannten 

§ 31a. (1) bis (7)… 

(8) Wenn der Landeshauptmann selbst Prüfungen nach Rechtsakten der EU 
oder durch Verordnung erlassenen alternativen Vorschriften durchführt, so ist 
ihm der dafür anfallende Aufwand nach einem durch Verordnung festgesetzten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Tarifes vom Antragsteller zu ersetzen. Tarif vom Antragsteller zu ersetzen. 

§ 33. (1) bis (3)… 

(3a) Auf Antrag hat der Landeshauptmann ein bereits genehmigtes Fahrzeug 
auch ohne Änderungen am Fahrzeug als historisches Fahrzeug zu genehmigen, 
sofern die Voraussetzungen für ein historisches Fahrzeug erfüllt sind. Eine solche 
Genehmigung ist im Wege der Datenfernübertragung in die 
Genehmigungsdatenbank einzugeben. Weiters hat der Landeshauptmann 
Änderungen der Genehmigungsdaten eines Fahrzeuges auch ohne Änderungen 
am Fahrzeug zu genehmigen und im Wege der Datenfernübertragung in die 
Genehmigungsdatenbank einzugeben, wenn 

§ 33. (1) bis (3)… 

(3a) Auf Antrag hat der Landeshauptmann ein bereits genehmigtes Fahrzeug 
auch ohne Änderungen am Fahrzeug als historisches Fahrzeug zu genehmigen, 
sofern die Voraussetzungen für ein historisches Fahrzeug erfüllt sind. Eine solche 
Genehmigung ist im Wege der Datenfernübertragung in die 
Genehmigungsdatenbank einzugeben. Weiters hat der Landeshauptmann 
Änderungen der Genehmigungsdaten eines Fahrzeuges auch ohne Änderungen 
am Fahrzeug zu genehmigen und im Wege der Datenfernübertragung in die 
Genehmigungsdatenbank einzugeben, wenn 

 1. dies beantragt wird und durch eine Änderung der einschlägigen 
Rechtsvorschriften begründet ist, oder 

 1. dies beantragt wird und durch eine Änderung der einschlägigen 
Rechtsvorschriften begründet ist, oder 

 2. diese Änderung eine Einschränkung eines Wertebereiches auf einen 
festen Wert innerhalb des Wertebereiches für ein oder mehrere 
Merkmale des Fahrzeuges in der Genehmigungsdatenbank darstellt, und 
diese Einschränkung auf einen festen Wert wirtschaftlich begründbar ist. 

 2. diese Änderung eine Einschränkung eines Wertebereiches auf einen 
festen Wert innerhalb des Wertebereiches für ein oder mehrere 
Merkmale des Fahrzeuges in der Genehmigungsdatenbank darstellt, und 
diese Einschränkung auf einen festen Wert wirtschaftlich begründbar ist. 

Es ist ein neuer Zulassungsschein mit den geänderten Daten auszustellen. Die 
geänderten Daten im Genehmigungsdokument sind dauerhaft als ungültig zu 
kennzeichnen und die geänderten Daten sind dem Genehmigungsdokument 
beizufügen; bei Fahrzeugen, deren Daten vollständig in der 
Genehmigungsdatenbank enthalten sind, ist dem Genehmigungsdokument der 
aktuelle Datenausdruck der Genehmigungsdatenbank beizufügen. Im Fall der Z 2 
ist der dabei anfallende Aufwand dem Landeshauptmann nach Maßgabe des im 
§ 131 Abs. 6 genannten Tarifes vom Antragsteller zu ersetzen. 

(4) bis (8)… 

Es ist ein neuer Zulassungsschein mit den geänderten Daten auszustellen. Die 
geänderten Daten im Genehmigungsdokument sind dauerhaft als ungültig zu 
kennzeichnen und die geänderten Daten sind dem Genehmigungsdokument 
beizufügen; bei Fahrzeugen, deren Daten vollständig in der 
Genehmigungsdatenbank enthalten sind, ist dem Genehmigungsdokument der 
aktuelle Datenausdruck der Genehmigungsdatenbank beizufügen. Im Fall der Z 2 
ist der dabei anfallende Aufwand dem Landeshauptmann nach einem durch 
Verordnung festgesetzten Tarif vom Antragsteller zu ersetzen. 

(4) bis (8)… 

§ 34a. (1) bis (4)… 

(5) Wurde eine Ausnahmegenehmigung erteilt, ist die aufgrund des § 30a 
Abs. 9 in der Genehmigungsdatenbank eingetragene Zulassungssperre für den 
Zeitraum aufzuheben, innerhalb dessen das Fahrzeug zugelassen werden darf. Die 
Aufhebung der Zulassungssperre ist bei Erteilung einer Ausnahmegenehmigung 
nach Abs. 1 vom Eingeber des Datensatzes, in den Fällen des Abs. 2 vom 
Landeshauptmann, der die Ausnahmegenehmigung erteilt hat, in die 
Genehmigungsdatenbank einzutragen. Wird in den Fällen des Abs. 1 eine 
Ausnahmegenehmigung für Fahrzeuge erteilt, die durch die Fahrgestellnummer 

§ 34a. (1) bis (4)… 

(5) Wurde eine Ausnahmegenehmigung erteilt, ist die aufgrund des § 30a 
Abs. 9 in der Genehmigungsdatenbank eingetragene Zulassungssperre für den 
Zeitraum aufzuheben, innerhalb dessen das Fahrzeug zugelassen werden darf. Die 
Aufhebung der Zulassungssperre ist bei Erteilung einer Ausnahmegenehmigung 
nach Abs. 1 vom Eingeber des Datensatzes, in den Fällen des Abs. 2 vom 
Landeshauptmann, der die Ausnahmegenehmigung erteilt hat, in die 
Genehmigungsdatenbank einzutragen. Wird in den Fällen des Abs. 1 eine 
Ausnahmegenehmigung für Fahrzeuge erteilt, die durch die Fahrgestellnummer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
identifiziert sind, und liegen in der Genehmigungsdatenbank Typendaten dieser 
Fahrzeuge vor, sind für die von der Ausnahmegenehmigung betroffenen 
Fahrzeuge Genehmigungsdatensätze anzulegen. Die Ausnahmegenehmigung ist 
im Genehmigungsnachweis zu vermerken. In den Fällen des Abs. 2 gilt der 
Vermerk der erteilten Ausnahmegenehmigung im Genehmigungsnachweis als 
Bescheid im Sinne des § 56 AVG. Wenn dem Antragsteller zum Zeitpunkt der 
Antragstellung die Fahrgestellnummern der von der Ausnahmegenehmigung 
betroffenen Fahrzeuge nicht bekannt sind, hat der Antragsteller die dem Bund aus 
der Überwachung der Einhaltung der erteilten Ausnahmegenehmigung 
entstehenden Aufwände nach Maßgabe des in § 131 Abs. 6 genannten Tarifes zu 
ersetzen. 

(6) bis (7)… 

identifiziert sind, und liegen in der Genehmigungsdatenbank Typendaten dieser 
Fahrzeuge vor, sind für die von der Ausnahmegenehmigung betroffenen 
Fahrzeuge Genehmigungsdatensätze anzulegen. Die Ausnahmegenehmigung ist 
im Genehmigungsnachweis zu vermerken. In den Fällen des Abs. 2 gilt der 
Vermerk der erteilten Ausnahmegenehmigung im Genehmigungsnachweis als 
Bescheid im Sinne des § 56 AVG. Wenn dem Antragsteller zum Zeitpunkt der 
Antragstellung die Fahrgestellnummern der von der Ausnahmegenehmigung 
betroffenen Fahrzeuge nicht bekannt sind, hat der Antragsteller die dem Bund aus 
der Überwachung der Einhaltung der erteilten Ausnahmegenehmigung 
entstehenden Aufwände nach einem durch Verordnung festgesetzten Tarif zu 
ersetzen. 

(6) bis (7)… 

§ 58. (1) bis (2a)… 

(2b) Die Behörde hat die erhobenen Daten zur Anzahl der kontrollierten 
Nutzfahrzeuge, aufgeschlüsselt nach Fahrzeugklassen und nach Zulassungsland 
und unter Angabe der Punkte, die kontrolliert und der Mängel, die festgestellt 
wurden, dem Landeshauptmann mitzuteilen. Der Landeshauptmann hat die 
Berichte für das Bundesland zusammenzufassen und halbjährlich jeweils bis zum 
31. August und 28. Februar einen Bericht über das vorhergehende Halbjahr der 
Bundesanstalt für Verkehr zur jährlichen Berichterstattung an den Nationalrat und 
zur Berichterstattung an die Kommission der Europäischen Union zu übermitteln. 

(3)… 

§ 58. (1) bis (2a)… 

(2b) Die Behörde hat die erhobenen Daten zur Anzahl der kontrollierten 
Nutzfahrzeuge, aufgeschlüsselt nach Fahrzeugklassen und nach Zulassungsland 
und unter Angabe der Punkte, die kontrolliert und der Mängel, die festgestellt 
wurden, dem Landeshauptmann mitzuteilen. Der Landeshauptmann hat die 
Berichte für das Bundesland zusammenzufassen und halbjährlich jeweils bis zum 
31. August und 28. Februar einen Bericht über das vorhergehende Halbjahr dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zur jährlichen 
Berichterstattung an den Nationalrat und zur Berichterstattung an die 
Kommission der Europäischen Union zu übermitteln. 

(3)… 

§ 58. (4)… § 58. (4)… 

(5) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann durch 
Verordnung bestimmte nichtbehördliche Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Erfüllung der Aufgaben einer Kontaktstelle gemäß Artikel 17 der Richtlinie 
2014/47/EU, des Berichtswesens sowie der Qualitätssicherung im Bereich 
technischer Unterwegskontrollen und der Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten, der Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-
Aktiengesellschaft zur eigenverantwortlichen Besorgung übertragen. 

§ 58a. (1) bis (3)… 

(4) Über die anfänglichen technischen Unterwegskontrollen sind 
Aufzeichnungen zu führen und die für die Berichterstattung gemäß Artikel 20 der 

§ 58a. (1) bis (3)… 

(4) Über die anfänglichen technischen Unterwegskontrollen sind 
Aufzeichnungen zu führen und die für die Berichterstattung gemäß Artikel 20 der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Richtlinie 2014/47/EU benötigte Daten zu erfassen. Diese Aufzeichnungen sind 
von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu sammeln und 
automationsunterstützt im Wege des Bundesministeriums für Inneres zumindest 
halbjährlich in anonymisierter Form an die Bundesanstalt für Verkehr zu 
übermitteln. Die Kontrolldaten sind wie folgt aufzuschlüsseln: 

Richtlinie 2014/47/EU benötigte Daten zu erfassen. Diese Aufzeichnungen sind 
von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu sammeln und 
automationsunterstützt im Wege des Bundesministeriums für Inneres zumindest 
halbjährlich in anonymisierter Form an den Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie zu übermitteln. Die Kontrolldaten sind wie folgt 
aufzuschlüsseln: 

 1. Anzahl der kontrollierten Fahrzeuge,  1. Anzahl der kontrollierten Fahrzeuge, 

 2. Anzahl der kontrollierten Fahrzeuge mit Mängel,  2. Anzahl der kontrollierten Fahrzeuge mit Mängel, 

 3. Fahrzeugklasse der kontrollierten Fahrzeuge,  3. Fahrzeugklasse der kontrollierten Fahrzeuge, 

 4. Land der Zulassung der kontrollierten Fahrzeuge.  4. Land der Zulassung der kontrollierten Fahrzeuge. 

Das Bundesministerium für Inneres hat die Aufzeichnungen zusammenzufassen 
und halbjährlich jeweils bis zum 31. August und 28. Februar einen Bericht über 
das vorhergehende Halbjahr der Bundesanstalt für Verkehr zur jährlichen 
Berichterstattung an den Nationalrat und zur Berichterstattung an die Europäische 
Kommission zu übermitteln. 

(5) bis (6)… 

Das Bundesministerium für Inneres hat die Aufzeichnungen zusammenzufassen 
und halbjährlich jeweils bis zum 31. August und 28. Februar einen Bericht über 
das vorhergehende Halbjahr dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie zur jährlichen Berichterstattung an den Nationalrat und zur 
Berichterstattung an die Europäische Kommission zu übermitteln. 

(5) bis (6)… 

§ 58a. (7) Nach Abschluss einer gründlicheren Kontrolle erstellt der Prüfer 
einen Bericht, in welchem das Ergebnis der Prüfung festgehalten ist. Eine 
Durchschrift des Prüfberichtes ist dem Lenker auszuhändigen. Eine elektronische 
Version des Prüfberichtes ist an die Begutachtungsplakettendatenbank zu 
übermitteln und dort für einen Zeitraum von mindestens 36 Monaten ab Eingang 
zu speichern (§ 57c Abs. 4b) und den Behörden und der Bundesanstalt für 
Verkehr zugänglich zu machen. Nähere Vorschriften hinsichtlich der Inhalte und 
der Gestaltung des Prüfberichtes sind durch Verordnung des Bundesministers für 
Verkehr, Innovation und Technologie festzusetzen. 

(8)… 

§ 58a. (7) Nach Abschluss einer gründlicheren Kontrolle erstellt der Prüfer 
einen Bericht, in welchem das Ergebnis der Prüfung festgehalten ist. Eine 
Durchschrift des Prüfberichtes ist dem Lenker auszuhändigen. Eine elektronische 
Version des Prüfberichtes ist an die Begutachtungsplakettendatenbank zu 
übermitteln und dort für einen Zeitraum von mindestens 36 Monaten ab Eingang 
zu speichern (§ 57c Abs. 4b) und den Behörden und dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie zugänglich zu machen. Nähere Vorschriften 
hinsichtlich der Inhalte und der Gestaltung des Prüfberichtes sind durch 
Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie 
festzusetzen. 

(8)… 

§ 58a. (9) Wurden bei einer anfänglichen oder gründlicheren technischen 
Unterwegskontrolle erhebliche oder gefährliche Mängel bei einem in Österreich 
zugelassenen Fahrzeug festgestellt, so kann der Prüfer die Zulassungsbehörde 
verständigen, damit diese die Durchführung einer besonderen Überprüfung 
gemäß § 56 anordnet. Ist das Fahrzeug in einem anderen Mitgliedstaat 
zugelassen, so kann die Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich die 
Kontrolle erfolgt ist, auf der Grundlage des Musters des Prüfberichtes die 

§ 58a. (9) Wurden bei einer anfänglichen oder gründlicheren technischen 
Unterwegskontrolle erhebliche oder gefährliche Mängel bei einem in Österreich 
zugelassenen Fahrzeug festgestellt, so kann der Prüfer die Zulassungsbehörde 
verständigen, damit diese die Durchführung einer besonderen Überprüfung 
gemäß § 56 anordnet. Ist das Fahrzeug in einem anderen Mitgliedstaat 
zugelassen, so kann die Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich die 
Kontrolle erfolgt ist, auf der Grundlage des Musters des Prüfberichtes die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zuständige Behörde dieses anderen Mitgliedstaats im Wege der Bundesanstalt für 
Verkehr als Kontaktstelle im Sinne der Richtlinie 2014/47/EU ersuchen, eine 
neue Prüfung im Rahmen der technischen Überwachung des Fahrzeugs 
durchzuführen. Werden erhebliche oder gefährliche Mängel an einem außerhalb 
der Union zugelassenen Fahrzeug festgestellt, so ist die zuständige Behörde des 
Landes der Zulassung des Fahrzeugs zu unterrichten. 

zuständige Behörde dieses anderen Mitgliedstaats im Wege des Bundesministers 
für Verkehr, Innovation und Technologie als Kontaktstelle im Sinne der 
Richtlinie 2014/47/EU ersuchen, eine neue Prüfung im Rahmen der technischen 
Überwachung des Fahrzeugs durchzuführen. Werden erhebliche oder gefährliche 
Mängel an einem außerhalb der Union zugelassenen Fahrzeug festgestellt, so ist 
die zuständige Behörde des Landes der Zulassung des Fahrzeugs zu unterrichten. 

§ 101. (1) bis (7)… 

(7a) Gewichtskontrollen sind in jedem Kalenderjahr bei einer geeigneten 
Anzahl von in Betrieb befindlichen Fahrzeugen oder Fahrzeugkombinationen 
durchzuführen, die in einem angemessenen Verhältnis zur Gesamtzahl der jedes 
Jahr kontrollierten Fahrzeuge steht. Über die durchgeführten Kontrollen sind 
Aufzeichnungen zu führen, in denen 

§ 101. (1) bis (7)… 

(7a) Gewichtskontrollen sind in jedem Kalenderjahr bei einer geeigneten 
Anzahl von in Betrieb befindlichen Fahrzeugen oder Fahrzeugkombinationen 
durchzuführen, die in einem angemessenen Verhältnis zur Gesamtzahl der jedes 
Jahr kontrollierten Fahrzeuge steht. Über die durchgeführten Kontrollen sind 
Aufzeichnungen zu führen, in denen 

 1. die Anzahl der durchgeführten Kontrollen und  1. die Anzahl der durchgeführten Kontrollen und 

 2. die Anzahl der festgestellten Fälle von Überladung bei Fahrzeugen und 
Fahrzeugkombinationen 

 2. die Anzahl der festgestellten Fälle von Überladung bei Fahrzeugen und 
Fahrzeugkombinationen 

festgehalten werden. Diese Aufzeichnungen sind in die gemäß § 102 Abs. 11c 
festgelegten Aufzeichnungen zu integrieren und auf dem dort festgelegten Weg 
der Bundesanstalt für Verkehr zu übermitteln. 

(7b) bis (7c)… 

festgehalten werden. Diese Aufzeichnungen sind in die gemäß § 102 Abs. 11c 
festgelegten Aufzeichnungen zu integrieren und auf dem dort festgelegten Weg 
dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zu übermitteln. 

(7b) bis (7c)… 

§ 102. (1) bis (11b)… 

(11c) Über die durchgeführten Straßenkontrollen sind Aufzeichnungen zu 
führen und die für die Berichterstattung gemäß Artikel 17 der Verordnung (EG) 
Nr. 561/2006 benötigten Daten zu erfassen. Diese Aufzeichnungen sind von den 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu sammeln und 
automationsunterstützt im Wege des Bundesministeriums für Inneres zumindest 
vierteljährlich in anonymisierter Form an die Bundesanstalt für Verkehr zum 
Zwecke der Erstellung des Berichtes zu übermitteln. Die Kontrolldaten sind wie 
folgt aufzuschlüsseln: 

§ 102. (1) bis (11b)… 

(11c) Über die durchgeführten Straßenkontrollen sind Aufzeichnungen zu 
führen und die für die Berichterstattung gemäß Artikel 17 der Verordnung (EG) 
Nr. 561/2006 benötigten Daten zu erfassen. Diese Aufzeichnungen sind von den 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu sammeln und 
automationsunterstützt im Wege des Bundesministeriums für Inneres zumindest 
vierteljährlich in anonymisierter Form an den Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie zum Zwecke der Erstellung des Berichtes zu 
übermitteln. Die Kontrolldaten sind wie folgt aufzuschlüsseln: 

 1. Kontrollörtlichkeit  1. Kontrollörtlichkeit 

 a) Autobahn/Schnellstraße  a) Autobahn/Schnellstraße 

 b) Landesstraße  b) Landesstraße 

 c) Gemeindestraße  c) Gemeindestraße 

 2. Anzahl der kontrollierten Fahrzeuge und die Anzahl der dabei 
festgestellten Verstöße – mit Unterscheidung Güterverkehr oder 

 2. Anzahl der kontrollierten Fahrzeuge und die Anzahl der dabei 
festgestellten Verstöße – mit Unterscheidung Güterverkehr oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Personenverkehr – mit Angabe des Sitzes (internationales 
Unterscheidungszeichen) des Unternehmens 

Personenverkehr – mit Angabe des Sitzes (internationales 
Unterscheidungszeichen) des Unternehmens 

 a) Österreich  a) Österreich 

 b) EU/EWR/Schweiz  b) EU/EWR/Schweiz 

 c) Drittstaat  c) Drittstaat 

 3. Anzahl der kontrollierten Kontrollgeräte/Fahrtschreiber nach Ausstattung 
zur Zeit der Kontrolle 

 3. Anzahl der kontrollierten Kontrollgeräte/Fahrtschreiber nach Ausstattung 
zur Zeit der Kontrolle 

 a) digital  a) digital 

 b) analog  b) analog 

 4. Anzahl der kontrollierten Einsatztage innerhalb der bei Straßenkontrollen 
zulässigen Kalendertage. 

 4. Anzahl der kontrollierten Einsatztage innerhalb der bei Straßenkontrollen 
zulässigen Kalendertage. 

Wurden bei einer Straßenkontrolle keine Übertretungen festgestellt, so ist auch 
das zu vermerken und es sind im Falle von Unternehmen mit Sitz in Österreich 
die Daten des Unternehmens (Name und Anschrift, bei natürlichen Personen auch 
das Geburtsdatum) zu erfassen und innerhalb von sieben Kalendertagen von den 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes im Wege des Bundesministeriums 
für Inneres der Behörde zur Berücksichtigung im Risikoeinstufungssystem 
automationsunterstützt zu übermitteln. 

(11d) bis (12)… 

Wurden bei einer Straßenkontrolle keine Übertretungen festgestellt, so ist auch 
das zu vermerken und es sind im Falle von Unternehmen mit Sitz in Österreich 
die Daten des Unternehmens (Name und Anschrift, bei natürlichen Personen auch 
das Geburtsdatum) zu erfassen und innerhalb von sieben Kalendertagen von den 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes im Wege des Bundesministeriums 
für Inneres der Behörde zur Berücksichtigung im Risikoeinstufungssystem 
automationsunterstützt zu übermitteln. 

(11d) bis (12)… 

§ 102d. (1) bis (7).. 

(8) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann durch 
Verordnung bestimmte nichtbehördliche Aufgaben im Zusammenhang mit dem 
administrativen Betrieb rund um das digitale Kontrollgerät, wie insbesondere 
Antragsentgegennahme, Datenerfassung, Rücknahme der abgegebenen Karten 
und Eintragung im Register, Auskunftserteilungen, Aufteilung der eingehobenen 
Kostenersätze der Bundesanstalt für Verkehr als Betreiber des Systems des 
digitalen Kontrollgerätes zur eigenverantwortlichen Besorgung übertragen. 

(9)… 

§ 102d. (1) bis (7).. 

(9)… 

§ 123a. (1) . 

(2) Zuständige Stellen im Sinne des Abs. 1 sind: 

§ 123a. (1) . 

(2) Zuständige Stellen im Sinne des Abs. 1 sind: 

 1. der Bundesminister für Inneres für die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, 

 1. der Bundesminister für Inneres für die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, 

 2. der Bundesminister für Finanzen für die Organe der Finanzverwaltung,  2. der Bundesminister für Finanzen für die Organe der Finanzverwaltung, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 3. der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie für die 
Organe der Bundesanstalt für Verkehr, 

 3. der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, 

 4. der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz für die 
Organe der Arbeitsinspektorate, 

 4. der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz für die 
Organe der Arbeitsinspektorate, 

 5. der Landeshauptmann für die Sachverständigen gemäß § 125 und für 
sonstige Organe der Straßenaufsicht, für Organe, die 
Tiertransportkontrollen durchführen sowie Organe der 
Gemeindesicherheitswache, sofern diese Kontrollen der Lenk- und 
Ruhezeiten durchführen, 

 5. der Landeshauptmann für die Sachverständigen gemäß § 125 und für 
sonstige Organe der Straßenaufsicht, für Organe, die 
Tiertransportkontrollen durchführen sowie Organe der 
Gemeindesicherheitswache, sofern diese Kontrollen der Lenk- und 
Ruhezeiten durchführen, 

 6. der Hauptverband der Sozialversicherungsträger für die Organe der 
Krankenversicherungsträger. 

(3)… 

 6. der Hauptverband der Sozialversicherungsträger für die Organe der 
Krankenversicherungsträger. 

(3)… 

§ 131. Bundesanstalt für Verkehr 
 

(1) Die Bundesanstalt für Verkehr untersteht als Anstalt ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und hat diesem zur Bearbeitung, Lösung und Begutachtung 
fahrzeug-und verkehrstechnischer Fragen zu dienen. Ihr obliegen die Aufgaben 

 

 1. der Kontaktstelle gemäß Artikel 17 der Richtlinie 2014/47/EU,  

 2. des Berichtswesens sowie der Qualitätssicherung im Bereich technischer 
Unterwegskontrollen, 

 

 3. des Betreibers des Systems Digitales Kontrollgerät,  

 4. der Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes gemäß 
Unfalluntersuchungsgesetz-UUG 2005, 

 

 5. der Typengenehmigung und Einzelgenehmigung, der 
Genehmigungsdatenbank sowie der Produkt-und Marktüberwachung 
gemäß den Bestimmungen im III. Abschnitt. 

 

(2) Das Anstaltspersonal ist, mit Ausnahme der Fälle der Durchführung von 
Sicherheitsuntersuchungen gemäß Unfalluntersuchungsgesetz-UUG 2005, in den 
Angelegenheiten der Anstalt einem Leiter unmittelbar unterstellt und an dessen 
Weisungen gebunden. Der Leiter ist bei der Besorgung der der Anstalt 
obliegenden Aufgaben befugt, Bedienstete oder andere geeignete Personen 
abzuordnen. 

 

(5) Leistungen, die nicht für den Bund erbracht werden, sind diesem nach 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einem festgesetzten Tarif (Abs. 6) zu vergüten. 

(6) Der im Abs. 5 angeführte Tarif ist unter Bedachtnahme auf den mit 
dieser Tätigkeit verbundenen Aufwand durch Verordnung festzusetzen. 

 

§ 135. (1) bis (32)… § 135. (1) bis (32)… 

(33) Die Änderungen durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx treten wie 
folgt in Kraft: 

  1. § 24 Abs. 8, § 28b Abs. 2 Z 2, Abs. 5 und 5b, § 28d Abs. 6, § 29 Abs. 4, 
§ 30a Abs. 4a, 5, 7, 8a und 11, § 31a Abs. 8, § 33 Abs. 3a, § 34a Abs. 5, 
§ 58 Abs. 2b und 5, § 101 Abs. 7a, § 102 Abs. 11c, § 123a Abs. 2 Z 3 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx mit 1. August 
2017; zugleich treten § 102d Abs. 8 und § 131 außer Kraft; 

  2. § 58a Abs. 4, 7 und 9 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx mit 20. Mai 2018. 

 Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes (BGBl. I Nr. xxx/2017) können 
bereits von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. Sie 
dürfen jedoch frühestens mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Kraft 
treten. 

Artikel 2 

Änderung des Unfalluntersuchungsgesetz –UUG 2005 

§ 2. Die Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes für die Bereiche 
Schiene, Schifffahrt, Seilbahnen und Zivilluftfahrt untersteht als 
Organisationseinheit der Bundesanstalt für Verkehr dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie. Sie ist funktionell und organisatorisch 
unabhängig von allen Behörden und Parteien, öffentlichen und privaten Stellen, 
deren Interessen mit den Aufgaben einer Sicherheitsuntersuchungsstelle 
kollidieren könnten. 

§ 2. Die Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes für die Bereiche 
Schiene, Schifffahrt, Seilbahnen und Zivilluftfahrt untersteht dem Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie. Sie ist funktionell und organisatorisch 
unabhängig von allen Behörden und Parteien, öffentlichen und privaten Stellen, 
deren Interessen mit den Aufgaben einer Sicherheitsuntersuchungsstelle 
kollidieren könnten. 

§ 5. (1) bis (14)… 

(15) Untersuchungsbeauftragte sind Bedienstete der Bundesanstalt für 
Verkehr und andere Personen, die von der Sicherheitsuntersuchungsstelle des 
Bundes zur Durchführung einer Sicherheitsuntersuchung eingesetzt werden. 

§ 5. (1) bis (14)… 

(15) Untersuchungsbeauftragte sind Bedienstete der 
Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes und andere Personen, die von der 
Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes zur Durchführung einer 
Sicherheitsuntersuchung eingesetzt werden. 
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Personalregelungen für Bundesbedienstete Personalregelungen für Bundesbedienstete 

§ 29. Beamte und Vertragsbedienstete der Zentralstelle des 
Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie, die ausschließlich 
oder überwiegend Aufgaben besorgen, die in den Aufgabenbereich der 
Unfalluntersuchungsstelle gemäß § 4 Abs. 2 Z 1 und 2 fallen, sind mit 1.1.2006 in 
die Bundesanstalt für Verkehr versetzt. 

§ 29. Beamte und Vertragsbedienstete der Bundesanstalt für Verkehr, die 
weder ausschließlich noch überwiegend Aufgaben besorgen, die in den 
Aufgabenbereich der Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes gemäß § 2 
fallen, sind mit 1.7.2017 in die Zentralstelle des Bundesministeriums für Verkehr, 
Innovation und Technologie versetzt. 

§ 33. (1)… 

(2) 

§ 33. (1)… 

(2) § 2, § 5 Abs. 15 und § 29 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx treten mit 1. August 2017 in Kraft. 
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